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IM NAMEN DER REPUBLIK! 
 

Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Dr. Christine AMANN als Vorsitzende und den Richter Dr. 
Christian FILZWIESER als Beisitzer über die Beschwerde des XXXX, StA. Syrien, gegen den Spruchteil I. des 
Bescheides des Bundesasylamtes vom 2.5.2013, FZ. 12 17.344-BAI, in nichtöffentlicher Sitzung zu Recht 
erkannt: 
 

In Erledigung der Beschwerde wird der Spruchteil I. des Bescheides behoben und die Angelegenheit insofern 
gemäß § 66 Abs. 2 AVG zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an das 
Bundesasylamt zurückverwiesen. 

Text 

Entscheidungsgründe: 
 

I. Der Beschwerdeführer, ein syrischer Staatsangehöriger kurdischer Volksgruppenzugehörigkeit und 
moslemischen Glaubens, reiste am 26.11.2012 auf dem Luftweg illegal in das österreichische Bundesgebiet ein. 
Er stellte am selben Tag einen Antrag auf internationalen Schutz (in weiterer Folge auch als Asylantrag 
bezeichnet). Es fand am 28.11.2012 seine Erstbefragung durch Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes statt. 
Am 15.4.2013 fand seine niederschriftliche Einvernahme vor dem Bundesasylamt statt. Mit Bescheid vom 
2.5.2013, FZ. 12 17.344-BAI, wies das Bundesasylamt den Asylantrag des Beschwerdeführers gemäß § 3 Abs. 1 
iVm § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 idgF ab (= Spruchteil I.) und erklärte, dass ihm der Status des subsidiär 
Schutzberechtigten gemäß § 8 Abs. 1 leg. cit. zuerkannt werde (= Spruchteil II.); ferner erteilte das 
Bundesasylamt dem Beschwerdeführer gemäß § 8 Abs. 4 leg. cit. eine befristete Aufenthaltsberechtigung bis 
zum 2.5.2014 (= Spruchteil III.). Gegen den Spruchteil I. dieses Bescheides erhob der Beschwerdeführer am 
27.5.2013 fristgerecht eine Beschwerde. Die Spruchteile II. und III. dieses Bescheides erwuchsen hingegen in 
Rechtskraft. 
 

Im Zuge seiner Erstbefragung durch Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes am 28.11.2012 gab der 
Beschwerdeführer als Fluchtgrund an: 
 

Er sei Mitglied der Kurdischen Demokratischen Partei in Syrien (Al-Parti). Er sei sowohl in Damaskus als auch 
in XXXX für die Partei tätig gewesen. Wegen seiner politischen Tätigkeit sei er in Damaskus vom syrischen 
Geheimdienst gesucht worden und wäre deshalb von Damaskus nach XXXX geflüchtet, wo er seine politischen 
Aktivitäten fortgesetzt habe. Er sei deshalb von Unbekannten mit dem Tod bedroht worden. Bewaffnete, 
vermummte, kurdisch-sprechende Leute hätten ihn bei seiner Mutter zu Hause mit dem Tod bedroht, sollte er 
seine politischen Aktivitäten nicht einstellen. Da er seine Familie vor Schwierigkeiten bewahren habe wollen 
und aus Angst um sein Leben, habe er das Land verlassen. 
 

Im Zuge seiner niederschriftlichen Einvernahme am 15.4.2013 gab der Beschwerdeführer, zu seinen 
Fluchtgründen befragt, vor dem Bundesasylamt Folgendes an: 
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Er sei Mitglied bei einer Partei namens "Al-Party" gewesen. Er sei deswegen bedroht und verfolgt worden. Dies 
sei eine kurdische Partei, die für die Rechte der Kurden kämpfe. Er sei seit 2004/2005 Mitglied dieser Partei. 
Einen Parteiausweis habe er nicht. 
 

Befragt, wie der vollständige Name der Partei sei, erklärte der Beschwerdeführer, dass die Partei "Al-Hesb-
democrati-Al-Kurdi-f-Syria" (Al-Party) heiße. Die Abkürzung laute groß PDKS-P. Nach Vorhalt, dass dem 
Bundesasylamt ein Fax der "Al-Party" vorliege, wonach der Beschwerdeführer sich aktiv in Österreich an 
diversen Parteiaktivitäten beteiligt habe, und der Frage, was er wann in Österreich konkret gemacht habe, 
erklärte der Beschwerdeführer, dass er bis jetzt noch nichts gemacht habe. In Österreich habe er noch an keinen 
Aktivitäten teilgenommen. Er aktualisiere allerdings die Nachrichten auf der Homepage seiner Partei. Befragt, 
wann und wie er konkret bedroht und verfolgt worden sei, erklärte der Beschwerdeführer, dass dies im April 
oder Mai 2012 gewesen wäre. Seine Familie habe die Nachricht erhalten, dass er "weg" solle. Er könne nichts 
Konkretes dazu sagen. Diese Personen seien von der PKK. Er wisse nichts über diese Personen. Diese wollten, 
dass er aufhöre, für seine Partei zu arbeiten. Sie hätten dies seiner Familie gesagt. Kenntnis habe er von diesen 
Drohungen erhalten, da seine Eltern ihm dies telefonisch gesagt hätten. Weitere Drohungen habe es keine 
gegeben. Zu ihm persönlich sei nie jemand gekommen, konkret habe er persönlich auch keine Probleme gehabt. 
Es habe auch keine Angriffe bzw. Übergriffe auf seine Person gegeben. In der Folge verneinte der 
Beschwerdeführer die Fragen, ob er in Syrien vorbestraft sei, von der Polizei, einer Staatsanwaltschaft, einem 
Gericht oder einer sonstigen Behörde gesucht werde, ob er jemals von den Behörden angehalten, festgenommen 
oder verhaftet worden sei, ob er dort Probleme mit den Behörden gehabt habe, ob er dort jemals von staatlicher 
Seite wegen seiner politischen Gesinnung verfolgt worden sei, ob er dort von staatlicher Seite jemals wegen 
seiner Rasse, seiner Religion, seiner Nationalität, Volksgruppe oder der Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
sozialen Gruppe verfolgt worden wäre. Befragt zu etwaigen verwandtschaftlichen Anknüpfungspunkten im 
Bundesgebiet erklärte der Beschwerdeführer, dass er in Österreich einen Bruder namens XXXX, geb. XXXX, 
habe, der in Österreich Asyl erhalten habe. Befragt, was er im Falle einer eventuellen Rückkehr nach Syrien 
konkret zu befürchten habe, erklärte der Beschwerdeführer, dass er glaube, wenn er nach Syrien geschickt 
werde, würden ihn diese Leute umbringen. 
 

Mit Schriftsatz vom 25.4.2013 brachte der Beschwerdeführer im Wesentlichen Folgendes vor: 
 

Im Protokoll seiner Einvernahme vom 15.4.2013 seien einige Übersetzungsfehler enthalten. Er habe dies 
nachträglich durch Übersetzung eines Freundes festgestellt. Er wolle diese Fehler richtig stellen bzw. zum 
besseren Verständnis ergänzen: 

Mitgliedausweise seien in der "Al-Party" grundsätzlich aus Sicherheitsgründen nicht ausgestellt worden. Seine 
Aufgabe im Rahmen der Partei habe darin bestanden, dass er Leiter des Sicherheitskomitees gewesen sei. In 
dieser Eigenschaft sei es seine Aufgabe gewesen, zum Beispiel sich mit Sicherheitskomitees von anderen 
Parteien in Verbindung zu setzen und dafür Sorge zu tragen, dass Schutz für Demonstranten abgestellt werde 
oder auch Schutz von Parteimitgliedern, die ein Treffen hätten. Die Partei sei in Untergruppen eingeteilt. Er sei 
der Verantwortliche "seiner" Untergruppe gewesen. Seine weitere Aufgabe sei es gewesen, mit Verantwortlichen 
anderer Untergruppen Kontakt zu halten. Er habe dann die anderen Mitglieder seiner Gruppe verständigt, zum 
Beispiel, dass sie Demonstranten oder einfach Örtlichkeiten schützen sollten. Er habe vier Mal pro Monat ein 
fixes Treffen gehabt, zwei Mal mit den Verantwortlichen der anderen Untergruppen, zwei Mal mit den 
Mitgliedern seiner Truppe. Bei den Sitzungen sei jeweils besprochen worden, wo und wann sie Aktionen hätten. 
Dies seien seine zwei Hauptaufgaben im Rahmen der Partei gewesen. Bei der Einvernahme sei er seitens des 
Dolmetschers dazu aufgefordert worden, die Antwort abzukürzen. Im Rahmen der Schilderung seiner Tätigkeit 
bei den Versammlungen habe er von sieben Themen gesprochen, diese sieben Themen habe er auch genannt. 
Der Dolmetscher habe aber nicht gewollt, dass er so weit aushole. Die Versammlungen hätten innerhalb der 
Gruppe zwei Mal pro Monat und mit den Verantwortlichen der anderen Gruppen ebenfalls zwei Mal pro Monat 
stattgefunden. Auf die Frage nach den Zielen der Partei habe er das arabische Wort verwendet, das sinngemäß 
allgemeine Bürgerrechte meine. Er könne "stundenlang" darüber sprechen, habe jedoch den Dolmetscher so 
verstanden, dass er sich kurz und präzise halten solle. Auf seine Antwort, dass 2008 Nassir Mustafa gestorben 
sei, sei er gefragt worden, wie er gestorben sei, ob das eine Folge der Folter gewesen wäre. Er habe gesagt, dass 
jener Krebs gehabt habe und im Krankenhaus gestorben sei. Nassir Mustafa sei Jahre vorher im Gefängnis 
gewesen, dort sei er gefoltert worden. Auf die Frage, wie viele Personen der Partei in Haft seien, habe er 
geantwortet, dass er nicht für die ganze Partei sprechen könne, die sich ja über ganz Syrien verteile. Von seinem 
Wohnort seien es 5 oder 10 Personen. Seine aktuelle Tätigkeit für die Partei habe er insoweit angegeben, dass er 
für den gesamten Medienbereich einschließlich die Homepage zuständig sei, also für alle medialen 
Aussendungen. Im April oder Mai 2012 seien mehrere Männer der PKK (dies sei am Dialekt desjenigen, der 
gesprochen habe, einem Kurden aus der Türkei erkennbar gewesen sowie an dem Umstand, dass die Leute 
Waffen getragen hätten) gekommen und hätten nach ihm gesucht. Sie hätten ihm ausrichten lassen, dass er mit 
seiner politischen Tätigkeit für die Partei und damit gegen die Regierung aufhören solle, sonst werde man ihm 
"die Zunge abschneiden" und ihn umbringen. Von der Partei, konkret vom örtlichen Leiter Saleh Djamil, sei ihm 
geraten worden, seine Tätigkeit einzuschränken. Für ihn sei aber klar gewesen, dass er der Drohung nur durch 
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Flucht entkommen könne. Die PKK Kurden, die großteils aus der Türkei kämen, würden mit der Regierung 
zusammenarbeiten. Sie würden viele Morde, Folter und Entführungen begehen. Ihre Opfer seien vornehmlich 
Menschen, die gegen die PKK eingestellt, seien und auch solche, die die Beziehungen der PKK zur Regierung 
offenlegen würden. Die PKK und deren Zusammenarbeit mit der Regierung sei bei ihren Versammlungen und 
auch bei Internetberichten, die er veröffentlicht habe, häufiges Thema. Dies sei auch der Grund gewesen, warum 
die PKK verlangt habe, dass er seine Tätigkeit einstelle. Er habe sogar vor ca. drei Monaten auf seiner Facebook-
Seite eine Drohung bekommen, er solle nicht denken, dass er in Österreich keine Angst haben müsse. Er habe 
aus Angst diese Drohung gelöscht und diese Seite zwischenzeitlich deaktiviert. 
 

Der Grund für seine Flucht sei aber auch darin gelegen, dass er befürchten habe müssen, dass das Militär ihn 
hole, damit er den Militärdienst ableiste, was er in der aktuellen Bürgerkriegssituation keinesfalls wolle. Wegen 
seines Studiums habe er hiefür bis Ende 2011 einen Aufschub erhalten. Es sei vollkommen sicher, dass man ihn 
bald für den Militärdienst abgeholt hätte. Die Frage, ob er von der Polizei, einer Staatsanwaltschaft oder einem 
Gericht oder einer sonstigen Behörde gesucht werde, habe er verneint. Er habe dies nicht auf die Militärbehörde 
bezogen. Er habe vor der Polizei mit Sicherheit davon gesprochen, dass er die Einberufung fürchten müsse. 
Wenn man der Einberufung nicht folge, sei das Desertion, diese werde mit dem Tod bestraft. 
 

Der Beschwerdeführer legte dem Bundesasylamt folgende Dokumente im Original vor: 
 

Führerschein; 
 

Personalausweis; 
 

Diplom; 
 

Wehrdienstbuch; 
 

Bestätigung vom XXXX der XXXX, in welcher bescheinigt wird, dass der Beschwerdeführer seit seiner Einreise 
nach Österreich an diversen Partei-Aktivitäten teilgenommen und er Syrien wegen der Gefahr für sein Leben 
verlassen habe müssen, wobei diese Gefahr wegen seiner Aktivitäten für die Partei entstanden sei. 
 

Das Bundesasylamt stellte im o.a. Bescheid vom 2.5.2013 zunächst im Wesentlichen fest: 
 

Seine Identität stehe fest. Fest stehe, dass der Beschwerdeführer syrischer Staatsangehöriger sei. Fest stehe, dass 
er zur Volksgruppe der Kurden gehöre und moslemischen Glauben sei. Fest stehe, dass er illegal in Wien-
Schwechat unter Verwendung eines gefälschten türkischen Reisepasses nach Österreich eingereist sei. Nicht 
festgestellt habe werden können, dass der Beschwerdeführer in seinem Herkunftsstaat von staatlicher Seite aus 
wegen seiner kurdischen Volksgruppenzugehörigkeit Verfolgungshandlungen ausgesetzt wäre. Als Fluchtgrund 
habe er angegeben, dass er wegen seiner Mitgliedschaft zur Al-Party von der PKK bedroht und verfolgt worden 
sei. Die von ihm angegebenen Gründe für das Verlassen des Herkunftsstaates seien unglaubwürdig. Es könne 
somit nicht festgestellt werden, dass der Beschwerdeführer verfolgt worden sei oder Probleme in seinem 
Herkunftsstaat gehabt habe. Aufgrund seiner Angaben stehe fest, dass es nie Übergriffe auf ihn gegeben habe, 
dass er weder misshandelt noch gefoltert worden sei. Fest stehe weiters, dass auch seitens Dritter gegen den 
Beschwerdeführer keine Verfolgungshandlungen gesetzt worden seien. Der vom Beschwerdeführer zur 
Begründung des Asylantrages vorgebrachte Fluchtgrund habe somit mangels Glaubhaftmachung nicht als 
entscheidungsrelevanter Sachverhalt festgestellt werden können. 
 

Unter Berücksichtigung aller nunmehr bekannten Umstände und der derzeitigen Lage in Syrien habe festgestellt 
werden können, dass eine Zurückweisung, Zurück- oder Abschiebung nach Syrien derzeit für den 
Beschwerdeführer eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 
oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten würde oder für den Beschwerdeführer als Zivilperson eine ernsthafte 
Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen 
oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen würde. 
 

In der Folge traf das Bundesasylamt auf den Seiten 15 bis 45 des o. 

a. Bescheides Länderfeststellungen zur Lage in Syrien. 
 

Beweiswürdigend führte das Bundesasylamt im Wesentlichen aus: 
 

Aufgrund der vom Beschwerdeführer vorgelegten Dokumente, seiner Sprache und Ortskenntnisse sei glaubhaft, 
dass er aus XXXX stamme, syrischer Staatsangehöriger sei, zur Volksgruppe der Kurden gehöre und 
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moslemischen Glaubens sei. Geglaubt werde dem Beschwerdeführer, dass er von staatlicher Seite aufgrund 
seiner Rasse, Religion und Zugehörigkeit zu seiner Volksgruppe nicht verfolgt worden sei, weiters, dass er 
wegen seiner politischen Gesinnung keine Probleme mit den Behörden seines Herkunftsstaates gehabt habe, dass 
er von staatlicher Seite aus politischen Gründen weder verfolgt noch gesucht werde und niemals Probleme mit 
der Polizei oder Behörden gehabt habe, von diesen Institutionen auch nie verfolgt worden sei und auch nicht 
vorbestraft worden wäre sowie nicht von einem Gericht oder einer Staatsanwaltschaft gesucht werde. Geglaubt 
werde dem Beschwerdeführer auch, dass er nie in Haft gewesen sei und auch nie festgenommen worden wäre. 
Mit den vom Beschwerdeführer behaupteten Angaben zu den Gründen seiner Ausreise habe dieser eine 
Verfolgungsgefahr in Syrien auf keinen Fall glaubwürdig darzulegen vermocht. Der Beschwerdeführer habe zur 
Begründung seines Asylantrages angegeben, dass er "politische Probleme" gehabt habe und von der PKK 
bedroht und verfolgt worden sei, weil er Mitglied der "Al-Party" gewesen sei. Dazu sei zu sagen, dass er weder 
glaubhaft vorbringen habe können, dass er aktives Mitglied der "Al-Party" gewesen sei noch dass er von der 
PKK verfolgt worden sei. Einerseits werde festgestellt, dass er sich zwar bemüht habe, ein in sich homogenes 
Vorbringen zu erstatten, was ihm bei grober Betrachtung auch gelungen sei. Andererseits habe der 
Beschwerdeführer nicht darüber hinwegzutäuschen vermocht, dass sich im Vorbringen Widersprüche bzw. 
erhebliche Unplausibilitäten aufgetan hätten. Seine Angaben, die er im Rahmen seines Sachvortrages bezüglich 
der behaupteten Verfolgung gemacht habe, seien nämlich zu vage, widersprüchlich und allgemein gehalten, um 
damit glaubhaft zu machen, dass er in seinem Herkunftsstaat tatsächlich einer Verfolgung deswegen ausgesetzt 
gewesen sei bzw. wäre, konkrete und detaillierte Angaben habe der Beschwerdeführer nicht zu erstatten 
vermocht, sodass der Eindruck erweckt worden sei, dass er die von ihm geschilderten Ereignisse nicht erlebt 
habe. Im Gegenteil würden sich seine Erklärungen bloß auf abstrakte und allgemein gehaltene Darstellungen 
beschränken. Der Beschwerdeführer habe eine Verfolgungsgefahr aufgrund seiner Mitgliedschaft zur "Al-Party" 
geltend gemacht und sich dabei auf eine "politische Verfolgung" berufen. Dazu sei zu sagen, dass ein 
wesentlicher Umstand, der die Unglaubwürdigkeit seiner Behauptungen untermauere, darin ersehen werden 
könne, dass er die behauptete Bedrohung und drohende Verfolgungsgefahr aufgrund seiner Mitgliedschaft zur 
"Al-Party" nicht glaubhaft darzulegen vermocht habe. Der Beschwerdeführer habe vor dem Bundesasylamt im 
Zuge seiner Befragung am 15.4.2013 behauptet, dass er seit 2004/2005 aktives Mitglied für die kurdische Partei 
"Al-Party" und aktiv politisch tätig gewesen wäre. Sein aktives Eintreten für die genannte politische 
Organisation sei jedoch auf keinen Fall glaubhaft, da er kaum Kenntnisse über deren konkrete Zielsetzungen, 
Organisationsstruktur, allgemeine organisatorische Prinzipien, Rechte und Pflichte der Mitglieder, Aufbau, 
Struktur und Arbeitsweisen gehabt habe. Der Beschwerdeführer habe vor dem Bundesasylamt behauptet, dass er 
aktiv für die Partei "Al-Party" eingetreten sei und für diese Partei tätig gewesen wäre. Ihm sei es jedoch nicht 
möglich gewesen, konkret anzugeben, welche Aufgaben er in der Partei innegehabt habe oder was er konkret 
gemacht habe. Er habe bloß ausweichend behauptet, dass er für die Sicherheit zuständig gewesen wäre, jedoch 
habe er über seine Tätigkeit keinerlei Aussagen erstatten können. Vielmehr habe er vage behauptet, dass er 
Gespräche organisiert habe, jedoch habe er auch dazu nicht anzugeben vermocht, wer wann welche Gespräche 
geführt habe. Teilweise habe der Beschwerdeführer, die an ihn gestellten Fragen nicht beantwortet und seien 
seine Antworten derart ausweichend gewesen, dass offensichtlich sei, dass er keine wie von ihm behaupteten 
Aufgaben durchgeführt habe. Auf konkrete Nachfrage seiner Tätigkeiten, also was er genau gemacht habe, 
welche Aufgaben er durchgeführt habe und wie seine Tätigkeiten konkret durchgeführt worden seien, habe der 
Beschwerdeführer nichts Näheres über die von ihm behaupteten Aufgaben zu schildern vermocht. Die Angaben 
über die Partei seien vage gewesen, dem Beschwerdeführer sei es in keinster Weise möglich gewesen, 
irgendwelche konkreten oder näheren Angaben zu erstatten, die darauf schließen ließen, dass er tatsächlich 
irgendwann etwas mit dieser Partei zu tun gehabt habe oder für diese Partei tätig gewesen wäre oder sich 
irgendwie politisch engagiert habe. Dies deshalb, da die von ihm angeführten Schilderungen seiner Tätigkeiten 
für die Partei derart abstrakt und allgemein gehalten worden seien, dass nicht davon ausgegangen werden könne, 
dass er tatsächlich Mitglied dieser Partei gewesen sei bzw. sich in irgendeiner Form für diese Partei aktiv 
politisch engagiert habe. Der Beschwerdeführer habe auf detaillierte Fragen keine Antwort abzugeben vermocht 
bzw. seien seine Antworten pauschal und allgemein gehalten gewesen. Wenn jedoch die Stellung in der 
Organisation unglaubwürdig sei, so habe auch nicht angenommen werden können, dass der Beschwerdeführer 
Verfolgungshandlungen aus in der GFK genannten Gründen zu erwarten gehabt hätte. Unglaubwürdig seien 
weiters auch die von ihm in Zusammenhang mit seiner angeblichen Parteimitgliedschaft durchgeführten 
politischen Tätigkeiten und die dazu von ihm aufgestellten Verfolgungshandlungen, die er total vage und 
widersprüchlich dargestellt habe. So habe der Beschwerdeführer vor der Polizei ihm Rahmen der Erstbefragung 
erklärt, dass er wegen seiner politischen Tätigkeit in Damaskus vom syrisch-politischen Geheimdienst gesucht 
worden sei. Vor dem Bundesasylamt habe er in der Folge konkret erklärt, dass er mit den Behörden nie 
irgendwelche Probleme gehabt habe und wegen seiner politischen Gesinnung nicht verfolgt worden sei. Einen 
derartigen Umstand habe er nachfolgend nie erwähnt. Der Beschwerdeführer habe zwar vor dem Bundesasylamt 
auch behauptet, dass er von der PKK verfolgt worden sei, jedoch seien seine Angaben auch dazu derart vage und 
sei es ihm nicht möglich gewesen, irgendwelche Details zu nennen, sodass offensichtlich sei, dass auch diese 
Behauptung nicht den Tatsachen entspreche. Er habe zur Bedrohungssituation vor dem Bundesasylamt 
behauptet, dass die PKK bei seiner Familie gewesen wäre und diese die Nachricht erhalten habe, dass er weg 
sollte. Er habe jedoch weder anzugeben vermocht, um welche Personen es sich nun tatsächlich gehandelt habe, 
noch wann sich dieser Vorfall konkret ereignet habe. Nach mehrmaliger Aufforderung, konkret und detailliert 
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die Vorfälle zu beschreiben und zu erzählen, wie er die Situation erlebt habe, habe der Beschwerdeführer nur 
ausweichend gemeint, dass er dann beschlossen hätte, auszureisen. Sofern diese Leute tatsächlich Interesse an 
der Person des Beschwerdeführers gehabt hätten, wäre es ein Leichtes für diese gewesen, seiner habhaft zu 
werden, zumal sich der Beschwerdeführer nach wie vor an seiner Adresse aufgehalten habe und seiner Arbeit 
nachgegangen sei und laut seinen Aussagen nach auch regelmäßig seine Eltern besucht und sogar dort 
übernachtet habe. Einen derartigen Sachverhalt habe er zudem vor der Polizei im Zuge seiner Erstbefragung mit 
keinem Wort erwähnt. Vor der Polizei habe er behauptet, dass er von Unbekannten mit dem Tod bedroht worden 
sei. In krassem Widerspruch dazu habe er vor dem Bundesasylamt angegeben, dass er persönlich nie bedroht 
worden sei noch es Übergriffe auf seine Person gegeben habe. Trotz mehrmaliger Aufforderung, konkret zu 
schildern, was sich ereignet habe, habe der Beschwerdeführer letztlich zugeben müssen, dass es gegen ihn nie 
irgendwelche konkreten Bedrohungen oder Verfolgungshandlungen gegeben habe und er sich ohne Probleme in 
seiner Heimat aufhalten habe können. Dem Beschwerdeführer sei es trotz eingehender Befragung nicht möglich 
gewesen, seine eigene Erlebnisposition durch Darlegung von Details, Einzelhandlungsabläufen, 
Kommunikationsebenen oder sonstigen verschiedenen Aspekten der genauen Umstände wie Wiedergabe von 
Gesprächen, Gefühlslagen, genaue Beschreibung der Örtlichkeiten etc. zu bieten. Außer der vagen Behauptung, 
dass er bedroht worden sei, habe der Beschwerdeführer nichts Konkretes dazu zu sagen gehabt, sodass eine 
Mitgliedschaft zur Al-Party und eine daraus resultierende Verfolgungsgefahr nicht glaubhaft gemacht worden 
sei. Hinsichtlich des von ihm vorgelegten Schreibens der Al-Party sei ebenfalls zu befinden, dass dieses keinen 
tauglichen Beweis darstelle, um eine aktuelle Verfolgungsgefahr auch nur annähernd erhärten zu können. In dem 
Schreiben sei angeführt, dass er seit seiner Einreise in die Republik Österreich aktiv an diversen Parteiaktivitäten 
teilgenommen habe. Obwohl er konkret danach befragt worden sei, habe der Beschwerdeführer erklärt, dass er in 
Österreich nie an irgendwelchen Parteiaktivitäten teilgenommen habe, sodass offensichtlich sei, dass er ein 
Schreiben unwahren Inhaltes vorgelegt habe, es sich offensichtlich um ein Gefälligkeitsschreiben handle, womit 
im Zusammenhang mit seinem unglaubwürdigen Vorbringen, den von ihm vorgelegten Schreiben jegliche 
Beweiskraft abgesprochen werde müsse. Die vom Beschwerdeführer nachträglich nach der Einvernahme 
schriftlich am 29.4.2013 eingebrachte Beschreibung des Vorfalles und die ergänzenden Antworten auf die an ihn 
gestellten Fragen hätten nicht berücksichtigt werden können, zumal die im Akt ersichtlichen Niederschrift von 
seinem äußeren Erscheinungsbild und Inhalt keine Zweifel an deren Authentizität aufkommen lasse und auch die 
von ihm angeführten Einwände gegen die inhaltliche Richtigkeit ins Leere gingen. Soweit er dem Inhalt des vom 
Bundesasylamt aufgenommenen Protokolls entgegentrete, werde angeführt, dass die Ausführungen des 
Beschwerdeführers sich als nicht plausibel und nachvollziehbar darstellen würden, sondern augenscheinlich den 
Versuch darstellten, die Widersprüchlichkeit und vagen Angaben in seinen Aussagen im Zuge der Einvernahme 
am 15.4.2013 zu verschleiern bzw. zu korrigieren. Auch habe der Beschwerdeführer beim Bundesasylamt 
offensichtlich angegeben, den eingesetzten arabisch-sprachigen Dolmetscher einwandfrei zu verstehen. 
Besonders plastisch zeige sich deshalb sein Bestreben, tatsächlich vorhandene Defizite in seinem Vorbringen in 
Verschleierungsabsicht auf unzulängliche Dolmetscherfähigkeiten zurückführen zu wollen. Der Einwand, dass 
der Dolmetscher nicht gewollt habe, dass der Beschwerdeführer zu weit aushole, und dass er sich dazu veranlasst 
gesehen habe, seine Antworten somit abzukürzen, gehe ins Leere, weil ihm die diesbezügliche Niederschrift 
nach Beendigung der Einvernahme rückübersetzt worden sei. Die in der Niederschrift protokollierten Fragen und 
Antworten stünden in einem schlüssigen Verhältnis zu einander und geben offensichtlich, das in der 
Niederschrift gesagte in seinem wesentlichen Inhalt wieder. Es sei offensichtlich, dass der Beschwerdeführer 
seine Fluchtgeschichte im Laufe des Verfahrens gesteigert habe. Aufgrund seiner äußerst vagen und pauschalen 
Angaben hinsichtlich der behaupteten Verfolgungsgefahr könne es auch nicht Aufgabe des Bundesasylamtes 
sein, seine vagen Andeutungen insoweit durch Schlussfolgerungen vor dem Hintergrund der oben angeführten 
Länderfeststellungen zu ergänzen, um zu einem konkreten schlüssigen asylrelevanten Sachverhalt zu gelangen. 
Zusammenfassend sei daher zu befinden, dass der Beschwerdeführer seine Fluchtgeschichte wohl 
asylzweckbezogen angelegt habe, diese in der Form aber weder nachvollziehbar noch glaubwürdig sei und die 
von ihm geltend gemachte Bedrohungssituation offensichtlich nicht den Tatsachen entspreche. 
 

Für das Bundesasylamt sei es unter Berücksichtigung aller derzeit bekannten Umstände glaubhaft, dass eine 
Zurückweisung, Zurück- oder Abschiebung nach Syrien für den Beschwerdeführer als Zivilperson eine 
ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines 
internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen würde. Weiters sprächen sachliche Gründe für 
die Annahme, dass der Beschwerdeführer derzeit aufgrund der allgemeinen Lage in Syrien einem realen Risiko 
einer unmenschlichen Behandlung ausgesetzt wäre und konkrete Anhaltspunkte dafür vorlägen, dass er derzeit 
einer derartigen Gefahr ausgesetzt wäre. 
 

Bei der rechtlichen Beurteilung des festgestellten Sachverhaltes führte das Bundesasylamt im o.a. Bescheid zu § 
3 Abs. 1 AsylG 2005 (= Spruchteil I.) insbesondere aus: 
 

Hinsichtlich der im Fall des Beschwerdeführers festgestellten Gründe für den Antrag auf Zuerkennung der 
Asylberechtigung sei von Bedeutung: 
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Wie im gegenständlichen Fall bereits in der Beweiswürdigung ausführlich erörtert worden sei, sei dem 
Vorbringen des Beschwerdeführers zum behaupteten Ausreisegrund insgesamt die Glaubwürdigkeit 
abzusprechen gewesen, weshalb die Glaubhaftmachung eines Asylgrundes von vornherein ausgeschlossen 
werden könne. Im gegenständlichen Fall erachtet das Bundesasylamt im Rahmen der Beweiswürdigung 
dargelegten Umfang die Angaben des Beschwerdeführers als unwahr, sodass die von ihm behaupteten 
Fluchtgründe nicht als Feststellung der rechtlichen Beurteilung zugrunde gelegt werden könnten, und sei auch 
deren Eignung zur Glaubhaftmachung wohlbegründeter Furcht vor Verfolgung nicht näher zu beurteilen. Der 
Beschwerdeführer habe somit im gesamten Verlauf des Verfahrens mit seinem Vorbringen eine konkrete 
Verfolgung oder drohende Verfolgung aus Gründen, wie sie in der GFK taxativ aufgezählt wären, ebenso wenig 
glaubhaft zu machen vermocht, wie wohlbegründete Furcht im Sinne der Grundaussage dieser internationalen 
Norm. Die in einem Land herrschenden und augenblicklichen politischen Verhältnisse und die damit 
verbundenen Beeinträchtigung der Lebensverhältnisse und Benachteiligungen der Bewohner eines Landes seien 
für sich allein nicht geeignet, eine Verfolgung im Sinne der GFK darzustellen, da alle Bewohner dieses Landes 
diesen gesellschaftlichen Rahmenbedingungen in gleicher Weise ausgesetzt seien. Aus den Feststellungen 
ergebe sich zwar, dass die Volksgruppe der Kurden in Syrien generell Benachteiligungen ausgesetzt sei, diese 
jedoch schon von ihrer Eingriffsintensität nicht geeignet seien, die Gewährung von Asyl oder eine 
Schutzgewährung im Sinne des § 50 FPG zu begründen. Es lasse sich den Feststellungen nicht entnehmen, dass 
bereits jeder Kurde in Syrien mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit Repressionen von maßgeblicher Intensität zu 
fürchten habe, weswegen eine ausreichend konkrete Verfolgungsgefahr den Beschwerdeführer betreffend nicht 
angenommen werden könne. Das Bundesasylamt gelange nach eingehender rechtlicher Würdigung zur Ansicht, 
dass es nicht glaubhaft sei, dass dem Beschwerdeführer im Herkunftsstaat Verfolgung drohe und sei daher der 
Asylantrag aus diesem Grund abzuweisen. 
 

In Bezug auf die Entscheidung über den subsidiären Schutz gemäß § 8 Abs. 1 AsylG 2005 
 

(= Spruchteil II.) führte das Bundesasylamt im Wesentlichen aus: 
 

Werde ein Antrag auf internationalen Schutz in Bezug auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten 
abgewiesen, so sei einem Asylwerber gemäß § 8 Abs. 1 Z 1 AsylG der Status des subsidiären Schutzberechtigten 
zuzuerkennen, wenn eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen 
Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 
oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens 
oder der Unversehrtheit in Folge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen 
Konfliktes mit sich bringen würde. 
 

Im vorliegenden Fall habe sich jedoch ergeben, dass dem Beschwerdeführer der Status des subsidiär 
Schutzberechtigten zuzuerkennen sei. Im Fall des Beschwerdeführers gehe das Bundesasylamt von einer realen 
Gefahr einer solchen Bedrohung aus, weil, wenngleich im konkreten Fall eine asylrelevante Verfolgung nicht 
vorliege, so bleibe für das Bundesasylamt doch zu befinden, dass sich Syrien in einer schwierigen 
Umwälzungsphase befinde und daher eine Prüfung unter Zugrundelegung des Zumutbarkeitskalküls geboten sei. 
Ausgehend von seinem Vorbringen sowie der Lageeinschätzung des Bundesasylamtes auf der Grundlage der 
eingesehenen aktuellen länderkundlichen Berichte und Informationen seien jedoch aktuell außergewöhnliche 
Umstände gegeben, die eine Rückführung nach Syrien im Hinblick auf die derzeitigen allgemeinen 
Gegebenheiten im Zielstaat in Widerspruch zu Art. 3 EMRK erscheinen ließen. Der Beschwerdeführer habe 
somit nicht darzutun vermocht, dass er bei einer Rückkehr in den Herkunftsstaat mit maßgeblicher 
Wahrscheinlichkeit einer Gefährdungssituation im Sinne des § 50 Abs. 1 FPG 2005 ausgesetzt sein würde. Auf 
Basis dessen gelange das Bundesasylamt zur Ansicht, dass Gründe für die Annahme bestünden, dass der 
Beschwerdeführer im Falle einer Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung Gefahr liefe, in Syrien 
einer unmenschlichen Behandlung unterworfen zu werden, womit festzustellen gewesen sei, dass eine 
Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung nicht zulässig sei. 
 

Gemäß § 8 Abs. 4 AsylG 2005 erteilte das Bundesasylamt im o.a. Bescheid (= Spruchteil III.) dem 
Beschwerdeführer bis zum 2.5.2014 eine befristete Aufenthaltsberechtigung. 
 

Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdeführer am 27.5.2013 fristgerecht eine Beschwerde, in welcher er 
den Spruchteil I. des o. a. Bescheides wegen inhaltlicher Rechtswidrigkeit und Verfahrensmängel anfocht. Seine 
Beschwerde begründete der Beschwerdeführer folgendermaßen: 
 

Das Bundesasylamt habe in seinem Fall falsche Feststellungen getroffen und sei sohin zu dem unrichtigen 
Ergebnis gelangt, dass ihm in seinem Herkunftsstaat keine asylrelevante Verfolgung drohe. Er sei Flüchtling im 
Sinne der GFK und sei ihm daher der Status des Asylberechtigten zu gewähren, da er in seinem Herkunftsstaat 
aufgrund seiner Aktivitäten für die Kurdenpartei "Al-Party" asylrelevant verfolgt werde. Das Bundesasylamt 
habe es unterlassen, konkrete Feststellungen zum Konflikt der verschiedenen Kurdenparteien, im Speziellen 
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zwischen der "Al-Party"-Partei und der PKK zu treffen. So sei den Länderfeststellungen lediglich zu entnehmen, 
dass es zwischen den kurdischen Parteien aufgrund der verschiedenen politischen Strategien Uneinigkeiten gebe. 
Aus diesen kurzen Ausführungen lasse sich jedoch kein Rückschluss auf die tatsächliche Situation von 
Parteianhängern der "Al-Party" ziehen, weshalb von einer nicht ausreichenden Ermittlung seitens des 
Bundesasylamtes auszugehen sei. Statt den schweren Vorwurf zu erheben, dass es sich bei dem 
Bestätigungsschreiben der österreichischen "Al-Party"-Kurdenpartei lediglich um ein Gefälligkeitsschreiben 
handle, wäre es für das Bundesasylamt ein Leichtes gewesen, in Österreich die nötigen Informationen durch 
Rückfrage etwa beim Parteichef Abdallah Hossein einzuholen. Er habe seit seiner Ankunft in Österreich nicht 
nur regelmäßig journalistische Internetbeiträge für die Partei erstellt, sondern habe auch, wie auf dem 
beigelegten Foto ersichtlich sei, am XXXX an einer Parteisitzung in XXXX teilgenommen. 
 

Er wolle weiters auf das Asylverfahren seines Bruders XXXX verweisen, dem der Status eines Asylberechtigten 
zuerkannt worden sei. Auch sein Bruder habe aufgrund seiner politischen Tätigkeit für die "Al-Party" Syrien 
verlassen müssen. Zu den Gründen, die laut Bundesasylamt gegens eine Glaubwürdigkeit sprechen würden, 
wolle er etwa angeben, dass der Vorwurf, wonach seine Angaben betreffend die "Al-Party" Partei und seine 
politischen Aktivitäten für diese zu unkonkret oder ungenau seien, angesichts seiner sehr ausführlichen 
Stellungnahme vom 25.4.2013 nicht nachvollziehbar wäre. In seiner Stellungnahme habe er nämlich erklärt, dass 
es während der Einvernahme vor dem Bundesasylamt Probleme mit dem Dolmetscher gegeben habe und es 
dadurch offensichtlich zu groben Protokollmängeln gekommen sei. Wie er bereits mehrfach mündlich und auch 
schriftlich vorgebracht habe, gebe es Konflikte zwischen der "Al-Party" und der PKK, welche mit dem Assad-
Regime sympathisiere. Er sei aufgrund seiner journalistischen Tätigkeit, welche sich auch sehr kritisch mit der 
politischen Haltung der PKK auseinandersetze, einer individuellen Verfolgung durch die PKK ausgesetzt. 
Parteifreunde und Bekannte von ihm seien bereits von der PKK umgebracht worden. 
 

Zudem habe er auch Angst, seinen Wehrdienst ableisten zu müssen. Es sei ihm zwar "bis zum Jahr 2011 ein 
Aufschub gewährt" worden, jedoch habe er nachvollziehbarer Weise Sorge, dass er angesichts der 
Kriegssituation in Syrien doch schon vorher eingezogen werden könnte. Unter keinen Umständen wolle er für 
das Assad-Regime kämpfen müssen. 
 

Aus den genannten Gründen ersuche er, seiner Beschwerde stattzugeben, und stelle die Anträge, der 
Asylgerichtshof möge 
 

Spruchteil I. beheben und ihm den Status des Asylberechtigten zuerkennen; 
 

in eventu Spruchteil I. gemäß § 66 Abs. 2 AVG beheben und die Angelegenheit zur Verhandlung und Erlassung 
eines neuen Bescheides an das Bundesasylamt zurückverweisen; 
 

eine mündliche Beschwerdeverhandlung anberaumen. 
 

Der Beschwerde war ein Foto, das den Beschwerdeführer bei einer Parteisitzung der "Al-Party" in XXXX am 
XXXX zeigt, beigelegt worden. 
 

Mit ergänzendem Beschwerdeschriftsatz vom 5.9.2013 brachte der Beschwerdeführer Folgendes vor: 
 

Wie bereits in seiner Beschwerde ausgeführt, habe er sich auch in Österreich politisch in maßgeblicher und 
exponierter Weise betätigt. Bereits im Rahmen seiner Beschwerde habe er auch auf die drohende Verfolgung 
wegen seines noch abzuleistenden Wehrdienstes hingewiesen. 
 

Er habe weiters zwei auf Facebook publizierte Artikel verfasst. 
 

Der Beschwerdeführer legte unter einem folgende Fotos vor: 
 

ein Foto, welches den Beschwerdeführer bei einer Veranstaltung am XXXX am XXXX anlässlich einer 
Demonstration gegen die "Al-Nusra-Front" zeige; 
 

ein Foto, welches den Beschwerdeführer anlässlich einer den durch die PKK getöteten Personen gewidmeten 
Veranstaltung vom XXXX zeige; 
 

Fotos, die den Beschwerdeführer anlässlich einer Veranstaltung in XXXX am XXXX anlässlich des Todes des 
Vorsitzenden des iranischen Teils der "Al-Party" zeigen würden; 
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Fotos, die den Beschwerdeführer anlässlich einer XXXX vom XXXX, in deren Rahmen er einen Vortrag 
gehalten habe, zeigen würden; 
 

Fotos, die den Beschwerdeführer anlässlich einer Demonstration der XXXX vom XXXX zeigen. 
 

Der Bruder des Beschwerdeführers namens XXXX, geb. XXXX, hatte am XXXX in Österreich einen 
Asylantrag gestellt und ihm war mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 15.11.2012, FZ. 12 09.464-BAI, gemäß 
§ 3 Abs. 1 AsylG 2005 der Status des Asylberechtigten zuerkannt worden. 
 

II. Der Asylgerichtshof hat erwogen: 
 

1. Der zuständige Senat des Asylgerichtshofes hat nach dem Grundsatz der freien Beweiswürdigung über die 
Beschwerde folgende Erwägungen getroffen: 
 

1.1. Der Beschwerdeführer hat seinen Asylantrag im Rahmen der Erstbefragung sowie der niederschriftlichen 
Einvernahme vor dem Bundesasylamt am 15.4.2013 im Wesentlichen damit begründet, dass er parteipolitisch 
für die kurdische "Al-Party" tätig gewesen sei und aufgrund seiner politischen Tätigkeit vom Geheimdienst 
gesucht worden sei. Aus diesem Grund sei er von Damaskus nach XXXX geflüchtet, wo er seine politischen 
Aktivitäten fortgesetzt habe. Er sei deshalb von Unbekannten, die mutmaßlich der PKK angehörten, bedroht 
worden, sodass er schließlich Syrien verlassen habe. 
 

Mit Schriftsatz vom 25.4.2013 hatte der Beschwerdeführer ergänzend zu obigem Fluchtgrund ins Treffen 
erstmals geführt, dass er im Falle einer Rückkehr nach Syrien fürchte, seinen Militärdienst ableisten zu müssen, 
da er aufgrund seines Studiums bis Ende 2011 hiefür einen Aufschub erhalten hätte. Desertion werde in Syrien 
mit dem Tod bestraft. In der aktuellen Bürgerkriegssituation wolle er keinesfalls eingezogen werden. 
 

Das Bundesasylamt gelangt im o.a. Bescheid in seiner Beweiswürdigung einerseits zum Ergebnis, dass die 
Angaben des Beschwerdeführers betreffend sein parteipolitisches Engagement für die "Al-Party" aufgrund seiner 
diesbezüglich lediglich vagen und unkonkreten Angaben nicht glaubwürdig seien. Die Begründung (d.h. 
Beweiswürdigung und die auf dieser Grundlage getroffenen Feststellungen) des Bundesasylamtes vermag das 
negative Verfahrensergebnis nicht zu tragen und zwar aus folgenden Gründen: 
 

Zunächst ist festzuhalten, dass das Bundesasylamt sich in seiner Beweiswürdigung überhaupt nicht mit dem 
konkreten Vorbringen des Beschwerdeführers betreffend seine erfolgte Desertion und damit zusammenstehende 
Befürchtung, im Falle der Rückkehr nach Syrien zum Militärdienst eingezogen bzw. wegen der Desertion mit 
dem Tod bestraft zu werden auseinandergesetzt hat, was einen schwerwiegenden Verfahrensmangel darstellt. 
 

Weiters stellt es einen Verfahrensmangel dar, dass im o.a. Bescheid jegliche Länderfeststellungen zum 
Themenkreis der Desertion fehlen. 
 

Ebenso hat es das Bundesasylamt unterlassen, die vom Beschwerdeführer vorgelegten Dokumente, so 
insbesondere sein im Original vorgelegtes Wehrdienstbuch (in arabischer Sprache) einer Übersetzung 
zuzuführen, sodass bereits durch diesen Umstand eine abschließende Beurteilung des Vorbringens des 
Beschwerdeführers, ihm sei ein Aufschub vom Militärdienst aufgrund seines Studiums gewährt worden und er 
fürchte nun im Zuge des Bürgerkrieges zum Militärdienst eingezogen zu werden, auf dessen Wahrheitsgehalt 
seitens des Bundesasylamtes gar nicht möglich war. 
 

Schließlich stellt es einen Mangel im Ermittlungsverfahren dar, dass das Bundesasylamt in seiner 
Beweiswürdigung nicht auf den Umstand eingegangen ist, dass dem den genannten Bruder des 
Beschwerdeführers mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 15.11.2012, FZ. 12 09.464-BAI, der Status des 
Asylberechtigten zuerkannt worden war, da nicht von vornherein auszuschließen ist, dass aus dessen Vorbringen 
im Asylverfahren Rückschlüsse auf die Glaubwürdigkeit des Vorbringens des Beschwerdeführers gezogen 
werden könnten. 
 

Eine abschließende Bewertung des Vorbringens des Beschwerdeführers im Hinblick auf dessen Asylrelevanz 
hätte aus Sicht des zuständigen Senates seitens des Bundesasylamtes nur dann erfolgen können, wenn dieses das 
Vorbringen des Beschwerdeführers unter Berücksichtigung der Situation in Syrien konkret Desertion bzw. 
Wehrdienstverweigerung einer schlüssigen Beweiswürdigung auf Basis hinreichender Feststellungen unterzogen 
hätte. 
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Als maßgebender Sachverhalt bleibt festzuhalten, dass es im erstinstanzlichen Verwaltungsverfahren hinsichtlich 
des Spruchteiles I. des o.a. Bescheides mangelhafte und/oder fehlende Ermittlungen gegeben hat, wodurch sich 
auch die Begründungen im Bescheid insgesamt als mangelhaft erweisen. 
 

1.2. Um im gegenständlichen Fall den mangelhaften Sachverhalt zu klären, hat das Bundesasylamt die 
notwendigen zusätzlichen Ermittlungen zu tätigen. In diesem Zusammenhang ist angezeigt, eine neuerliche 
Einvernahme des Beschwerdeführers (insbesondere auch im Hinblick auf die Frage, ob in der Zwischenzeit den 
Beschwerdeführer betreffend ein Einberufungsbefehl und wenn ja in welcher Form an ihn ergangen ist; weiters 
zu der Frage, ob die Fluchtgründe des Beschwerdeführers im Zusammenhang mit jenen seines Bruders XXXX 
stehen) durchzuführen. 
 

Darüber hinaus wird das Bundesasylamt zur spezifischen Situation des Beschwerdeführers entsprechendes 
Länderdokumentationsmaterial in die Ermittlungen einzubeziehen haben, etwa zu den Konsequenzen einer 
Entziehung vom Militärdienst zum jetzigen Zeitpunkt. 
 

Ebenso erscheint zur mängelfreien Sachverhaltsermittlung notwendig, das vorgelegte Wehrdienstbuch einer 
Übersetzung in die deutsche Sprache zuzuführen. 
 

Weiters wird das Bundesasylamt vor dem Hintergrund, dass dem Bruder des Beschwerdeführers mit Bescheid 
vom mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 15.11.2012, FZ. 12 09.464-BAI, der Status des Asylberechtigten 
zuerkannt worden ist, zu prüfen haben, ob diesbezüglich ein gefährdungserhöhender Faktor die Person des 
Beschwerdeführers betreffend vorliegt. 
 

Schließlich wird das Bundesasylamt im Hinblick auf die vom Beschwerdeführer vorgelegten Fotos sowie die 
angeführten Internetlinks betreffend sein exilpolitisches Engagement für die kurdische "Al-Party" dahingehend 
zu prüfen haben, ob und inwieweit ihm dadurch ein weiterer Risikofaktor bezüglich einer etwaigen Rückkehr 
nach Syrien für den Beschwerdeführer gegeben sein könnte. 
 

1.3. Das Bundesasylamt wird bei seiner neuerlichen Entscheidung - sollte sich herausstellen, dass die Angaben 
des Beschwerdeführers zur behaupteten Wehrdienstverweigerung bzw. 
 

-entziehung der Wahrheit entsprechen - auch das Erkenntnis des Asylgerichtshofes vom 11.10.2012, Zl. A2 
427385-1/2012/5E, zu beachten haben (darin getroffene Erwägungen könnten auch gegenständlich Relevanz 
haben), worin im Speziellen wie folgt ausgeführt wurde: 
 

"Insbesondere wird festgestellt: Es ist wahrscheinlich, dass gegenwärtig aufgrund 
Wehrdienstverweigerung/Desertion eine regimefeindliche politische Gesinnung unterstellt wird. Diese Delikte 
sind mit Haftstrafen sanktioniert. 
 

Durch die vom Bundesasylamt seiner Entscheidung zu Spruchpunkt II zugrunde gelegten Beurteilung einer 
aktuell 'landesweit prekären' Sicherheitslage in Verbindung mit der notorischen Medienberichterstattung ist 
ferner festzustellen, dass sich jedenfalls seit 2011 keine Verbesserung der vormaligen 
Menschenrechtsverletzungen und Gefährdungslagen ergeben hat, zum Teil massive Verschlechterungen 
eingetreten sind (siehe Feststellungen des Asylgerichtshofes im Erkenntnis vom 14.09.2012 zu A2 261.154-
0/2008/14E: 'Die Menschenrechtslage in Syrien ist schlecht, politische Opposition wird massiv bekämpft. Die 
Sicherheitsorgane verüben häufig Misshandlungen und Folter (auch in der Haft) und agieren weitgehend ohne 
Kontrolle. Infolge - zunächst - lokaler Unruhen ab März 2011 hat die Regierung einerseits den 
Ausnahmezustand aufgehoben und die Zuerkennung der Staatsbürgerschaft an staatenlose Kurden, sowie 
wiederholt andere Reformen, angekündigt. Gleichzeitig wurden aber lokale Demonstrationen 2011 blutig 
niedergeschlagen und kam es zu Verhaftungen von Oppositionellen. Im Laufe des Jahres 2012 haben die Gegner 
der Regierung an militärischer Stärke (und Unterstützung des Auslandes) gewonnen, es kommt weiterhin zu 
(schweren) Menschenrechtsverletzungen, zum Teil auch von den Aufständischen begangen. Die Aufständischen 
kontrollieren (kleinere) Gebiete des Landes, die Lage ist aber insgesamt schwer überschaubar'). 
 

(...) 
 

Es muss also erstens - daraus folgend - davon ausgegangen werden, dass der Beschwerdeführer, wenn er nun - 
unabhängig von einer Bestrafung wegen der Wehrdienstverweigerung - den Militärdienst leisten würde, er 
Gefahr liefe in die aktuellen krisenhaften Ereignisse verwickelt zu werden. Es ist dabei offensichtlich, dass auch 
die syrische Armee in schwere Menschenrechtsverletzungen verwickelt ist und ist es daher nachvollziehbar, dass 
der Beschwerdeführer aus dieser Motivation den Wehrdienst nicht ableisten will. Es kann nun für den 
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gegenständlichen Verfahrenszusammenhang dahingestellt bleiben, ob, wie der rechtsfreundliche Vertreter des 
Beschwerdeführers vermeint, das Vorgehen der syrischen Armee generell als völkerrechtswidrig anzusehen ist, 
da das Bundesasylamt selbst einen Feststellungen zugrunde gelegt hat, dass die (vorneweg zu beurteilende) 
Verweigerung des Wehrdienstes in der jetzigen Zeit wahrscheinlich mit der Unterstellung einer staatsfeindlichen 
politischen Haltung gleichgesetzt werden wird. Die Ausführungen des Bundesasylamtes, wonach dem 
Beschwerdeführer eine 'echte' politische Haltung gegen die syrische Regierung nicht zugebilligt wird, sind unter 
diesem Gesichtspunkt nicht mehr entscheidend, da es auch auf die Unterstellung einer solchen Haltung 
ankommen kann. Dass der Beschwerdeführer der aktuellen syrischen Regierung unkritisch gegenüberstünde, 
kann jedenfalls aufgrund seiner Einlassungen im Verfahren und aufgrund seiner, wenn auch niederrangigen, pro-
kurdischen Aktivitäten, nicht gesagt werden. 
 

Demzufolge ergibt sich aber schon aus der dem Bundesasylamt zugrundeliegenden Aktenlage, dass dem 
Beschwerdeführer bei einer Rückkehr nach Syrien politisch motivierte Verfolgung durch die syrischen Organe 
drohen würde. Im Lichte der weiteren Feststellungen ist offenkundig, dass Verfolgungshandlungen der syrischen 
Sicherheitsdienste mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit asylrechtliche Relevanz aufweisen, wenn hier etwa die 
hohe Gefahr von Folterungen oder Misshandlungen besteht." 
 

Selbst wenn sich aber eine Wehrdienstverweigerung bzw. -entziehung des Beschwerdeführers letztendlich als 
unglaubwürdig erweisen sollte, bleibt nach der Rechtsprechung des Asylgerichtshofes für die Prüfung der 
Asylgewährung noch die Frage zu klären, ob derzeit in Syrien nicht schon eine (erfolglose) Asylantragstellung in 
Europa mit einer unterstellten staatsfeindlichen Gesinnung gleichgesetzt wird. 
 

2. Aus dem festgestellten Sachverhalt ergibt sich für den zuständigen Senat des Asylgerichtshofes rechtlich 
Folgendes: 
 

2.1. Gemäß § 23 AsylGHG idgF sind - soweit sich aus dem AsylG 2005 nichts anderes 
 

ergibt - auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des AVG mit der Maßgabe sinngemäß 
anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffes "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt. 
 

2.2. Gemäß § 66 Abs. 2 AVG kann der Asylgerichtshof, so der ihm vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, 
dass die Durchführung oder Wiederholung einer mündlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint, den 
angefochtenen Bescheid beheben und die Angelegenheit zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines 
neuen Bescheides an eine im Instanzenzug untergeordnete Behörde zurückverweisen. 
 

Gemäß § 66 Abs. 3 AVG kann der Asylgerichtshof jedoch die mündliche Verhandlung und unmittelbare 
Beweisaufnahme auch selbst durchführen, wenn hiemit eine Ersparnis an Zeit und Kosten verbunden ist. 
 

2.3. Der Verwaltungsgerichtshof hat mit Erkenntnis vom 21.11.2002, Zl. 2002/20/0315, zur Anwendung des § 
66 Abs. 2 AVG durch den (ehemaligen) Unabhängigen Bundesasylsenat ausgeführt: 
 

"Im Berufungsverfahren vor der belangten Behörde ist gemäß § 23 AsylG und Art. II Abs. 2 Z 43a EGVG (unter 
anderem) § 66 AVG anzuwenden. Nach § 66 Abs. 1 AVG in der Fassung BGBl. I Nr. 158/1998 hat die 
Berufungsbehörde notwendige Ergänzungen des Ermittlungsverfahrens durch eine im Instanzenzug 
untergeordnete Behörde durchführen zu lassen oder selbst vorzunehmen. Außer dem in § 66 Abs. 2 AVG 
erwähnten Fall hat die Berufungsbehörde, sofern die Berufung nicht als unzulässig oder verspätet 
zurückzuweisen ist, gemäß § 66 Abs. 4 AVG immer in der Sache selbst zu entscheiden. 

(...) 
 

Die Berufungsbehörde darf eine kassatorische Entscheidung nicht bei jeder Ergänzungsbedürftigkeit des 
Sachverhaltes, sondern nur dann treffen, wenn der ihr vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass die 
Durchführung oder Wiederholung einer mündlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint. Die 
Berufungsbehörde hat dabei zunächst in rechtlicher Gebundenheit zu beurteilen, ob angesichts der 
Ergänzungsbedürftigkeit des ihr vorliegenden Sachverhaltes die Durchführung einer mündlichen Verhandlung 
als ,unvermeidlich erscheint'. Für die Frage der Unvermeidlichkeit einer mündlichen Verhandlung im Sinne des 
§ 66 Abs. 2 AVG ist es aber unerheblich, ob eine kontradiktorische Verhandlung oder nur eine Vernehmung 
erforderlich ist (vgl. etwa das Erkenntnis vom 14. März 2001, Zl. 2000/08/0200; zum Begriff ¿mündliche 
Verhandlung' iSd § 66 Abs. 2 AVG siehe auch die Nachweise im Erkenntnis vom heutigen Tag, Zl. 
2000/20/0084). 
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Der Gesetzgeber hat in Asylsachen ein zweiinstanzliches Verfahren (mit nachgeordneter Kontrolle durch die 
Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts) eingerichtet, wobei der belangten Behörde die Rolle einer ¿obersten 
Berufungsbehörde' zukommt (Art. 129c Abs. 1 B-VG). In diesem Verfahren hat bereits das Bundesasylamt den 
gesamten für die Entscheidung über den Asylantrag relevanten Sachverhalt zu ermitteln und es ist gemäß § 27 
Abs. 1 AsylG grundsätzlich verpflichtet, den Asylwerber dazu persönlich zu vernehmen. Diese Anordnungen 
des Gesetzgebers würden aber unterlaufen, wenn es wegen des Unterbleibens eines Ermittlungsverfahrens in 
erster Instanz zu einer Verlagerung nahezu des gesamten Verfahrens vor die Berufungsbehörde käme und die 
Einrichtung von zwei Entscheidungsinstanzen damit zur bloßen Formsache würde. Es ist nicht im Sinne des 
Gesetzes, wenn die Berufungsbehörde, statt ihre (umfassende) Kontrollbefugnis wahrnehmen zu können, jene 
Behörde ist, die erstmals den entscheidungswesentlichen Sachverhalt ermittelt und einer Beurteilung unterzieht. 
 

Dieser Gesichtspunkt ist nach Auffassung des Verwaltungsgerichthofes - freilich immer unter ausreichender 
Bedachtnahme auf das Interesse der Partei an einer raschen Erledigung des Asylverfahrens - bei der 
Ermessensausübung nach § 66 Abs. 2 und 3 AVG auch einzubeziehen. Unter dem Blickwinkel einer 
Kostenersparnis für die Partei ist dabei vor allem auch zu beachten, dass die Vernehmung vor dem 
Bundesasylamt dezentral durch die Außenstellen in den Bundesländern erfolgt, während der Unabhängige 
Bundesasylsenat - anders als bei den unabhängigen Verwaltungssenaten in den Ländern, für die Vergleichbares 
auf Landesebene gilt - als zentrale Bundesbehörde in Wien eingerichtet ist (vgl. auch dazu das bereits erwähnte 
Erkenntnis vom heutigen Tag, Zl. 2000/20/0084)." 
 

Weiters hat der Verwaltungsgerichtshof mit Erkenntnis vom 17.10.2006, Zl. 2005/20/0459, zur Anwendung des 
§ 66 Abs. 2 AVG durch den (ehemaligen) Unabhängigen Bundesasylsenat ausgeführt: 
 

"Einem zurückweisenden Bescheid iSd § 66 Abs. 2 AVG muss (demnach) auch entnommen werden können, 
welche Mängel bei der Feststellung des maßgebenden Sachverhaltes im Verfahren vor der Unterbehörde 
unterlaufen und im Wege der Durchführung oder Wiederholung einer mündlichen Verhandlung zu beheben sind 
(vgl. zum Ganzen zuletzt das Erkenntnis vom 20.4.2006, Zl. 2003/01/0285)." 
 

Was damals für den Unabhängigen Bundesasylsenat zu gelten hatte, gilt seit 1.7.2008 gleichermaßen für den 
Asylgerichtshof. 
 

2.4. Der Gegenstand eines Verwaltungsverfahrens ergibt sich aus dem Spruch und der tragenden Begründung 
des Bescheides (vgl. VwGH 30.10.1991, Zl. 91/09/0069). 
 

Wie oben unter 1. dargelegt, hat es im Verwaltungsverfahren vor dem Bundesasylamt hinsichtlich des 
Spruchteiles I. des o.a. Bescheides schwere Mängel gegeben, welche von mangelhaften und/oder fehlenden 
Ermittlungen bis zu mangelhaften Bescheidbegründungen reichen. 
 

Der zuständige Senat des Asylgerichtshofes ist - im Gegensatz zum Bundesasylamt - zu der Auffassung gelangt, 
dass sich aus den bisherigen Ermittlungen nicht zweifelsfrei ergibt, dass das potentiell asylrelevante Vorbringen 
des Beschwerdeführers insgesamt nicht den Tatsachen entspricht; zumal das Verwaltungsverfahren des 
Bundesasylamtes mit den unter Punkt 1. dargestellten Mängeln behaftet ist. Sämtliche weitere Erhebungen, 
welche grundsätzlich vom Bundesasylamt durchzuführen sind, wären zum Entscheidungszeitpunkt durch den 
Asylgerichtshof zu tätigen, sohin verbietet sich unter Berücksichtigung der oben dargestellten Ausführungen des 
Verwaltungsgerichtshofes und unter Effizienzgesichtspunkten eine Heranziehung des § 66 Abs. 3 AVG. 
 

Aus den dargelegten Gründen ist gemäß § 66 Abs. 2 AVG der Spruchteil I. des o.a. Bescheides zu beheben und 
diese Angelegenheit zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Spruchteiles des Bescheides an das 
Bundesasylamt zurückzuverweisen. 
 

2.5. Es war somit spruchgemäß zu entscheiden. 


